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Die Reform der Erbschaftsteuer

Das Bundesverfassungsgericht hat bekanntlich mit Beschluss vom 7. November 2006 die bisherige Erhebung der Erbschaftsteuer für verfassungswidrig erklärt, weil die zugrundeliegenden Wertansätze für Betriebsvermögen, Grundvermögen, Anteile an Kapitalgesellschaften und land- und forstwirtschaftlichen Betrieben so deutlich vom Verkehrswert abweichen, dass die Erhebung eines einheitlichen Steuersatzes hierauf dem Gleichheitsgrundsatz nicht mehr genügt. Bis 31. Dezember 2008 muss der Gesetzgeber eine Neuregelung treffen. Diese ist (und zwar am 31.12.2008 !) nun im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden und am 01.01.2009 in Kraft getreten. Das Wichtigste – unter Berücksichtigung der Änderungen aufgrund des Wachstumsbeschleunigungsgesetzes 2010 - in Kürze:
1. Freibeträge, Steuertarif
Für alle Erwerbe, die unter das neue Recht fallen (hierzu nachstehend 5), gelten höhere Personenfreibeträge. Sie betragen für Ehegatten statt bisher 307.000 Euro nunmehr 500.000 Euro, für Kinder, Stiefkinder oder Enkel, deren Eltern verstorben sind, statt bisher 205.000 Euro 400.000 Euro und für Enkel statt bisher 51.200 Euro nunmehr 200.000 Euro, jeweils bezogen auf alle Erwerbe (durch Schenkung oder Erbschaft) innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren. Eltern haben künftig beim Erwerb durch Erbschaft einen Freitbetrag von je 100.000 Euro. Der Freibetrag steht nach jedem Schenker/Erblasser separat zur Verfügung (zwei Eltern, zwei Kinder: vier mal 400.000 Euro Freibetrag, so dass die Vermögensverteilung möglichst so erfolgen sollte, dass kein Freibetrag ungenutzt bleibt).

Der Freibetrag für Eltern (beim Erwerb durch Schenkung), sowie durch Geschwister, Neffen, Nichten, Schwiegerkinder etc. steigt von 10.300 Euro nur mäßig auf 20.000 Euro; gleiches gilt auch für alle übrigen entfernten oder gar nicht verwandten Erwerber (Erhöhung von 5.200 auf 20.000 Euro).

Neu ist, dass künftig auch eingetragene gleichgeschlechtliche Lebenspartner („Homo-Ehe“ bzw. „Lesben-Ehe“) erstmalig – wie Ehegatten – einen Freibetrag von 500.000 Euro erhalten.

Die Steuersätze für den Erwerb, der die Freibeträge übersteigt, bleiben in der Steuerklasse I (Ehegatten, Kinder, Enkel) relativ moderat zwischen sieben Prozent und 30 Prozent, betragen jedoch in Steuerklasse II ab 2010 zwischen 15 und 43 %, in Steuerklasse III (und für 2009 auch in der Steuerklasse II) bereits anfänglich 30 Prozent und für hohe Erwerbe (ab 6 Millionen Euro) einheitlich 50 Prozent. Die entfernteren oder gar nicht Verwandten „büßen“ also für die Besserstellung von Ehegatten, Kindern/Enkeln und gleichgeschlechtlichen eingetragenen Partnern.

2. Neuregelung der Wertansätze

Anders als bisher erfolgt die Bewertung der Vermögensarten grundsätzlich nach dem „Verkehrswert“ (gemeiner Wert). So werden für Betriebsvermögen nach Maßgabe einer noch zu erlassenden Rechtsverordnung sowohl der Substanz- als auch der Ertragswert herangezogen (mindestens jedoch die Summe der gemeinen Werte der einzelnen Wirtschaftsgüter abzüglich der Schulden), für Grundvermögen sowohl der Bodenrichtwert hinsichtlich des Grund und Bodens als auch der Gebäudewert nach Vergleichswert-, Ertragswert- oder Sachwertverfahren. Lediglich für Immobilien, die zu Wohnzwecken vermietet werden, ist ein Abschlag von zehn Prozent auf den Verkehrswert vorgesehen. Gerade in Gebieten mit hohen Grund und Boden – Werten kommt es damit zu einer deutlichen Anhebung der steuerlichen Wertansätze.

3. Neuregelung für Betriebsvermögen
Eine gänzliche Neuorientierung erfährt die Besteuerung von Betriebsvermögen. 

a) Zum einen ist darauf hinzuweisen, dass die neuen Bewertungsregeln (vorstehend 2) zu deutlich höheren Wertansätzen führen, was sich insbesondere bei Personengesellschaften mit geringem Substanz- und hohem Ertragswert auswirkt: (für das Jahr 2012) 14,41 bereinigter Jahresertrag (bisher war bei Personengesellschaften nur der Bilanzbuchwert maßgebend, für Kapitalgesellschaften galt das sog. „Stuttgarter Verfahren“). 

b) Geändert hat sich weiter die Abgrenzung des privilegierten Betriebsvermögens vom nicht priviligierten Vermögen: Während nach bisherigem Recht z. B. alles Vermögen, das eine GmbH & Co. KG innehatte, auch wenn es sich der Natur nach lediglich um Vermögensverwaltung und nicht um echte gewerbliche Tätigkeit handelte, begünstigt war, sind künftig solche Gesellschaften von der Begünstigung ausgeschlossen, die zu mehr als 50 Prozent (bei der nachstehend c) erläuterten „ambitionierten Variante“ der Freistellung sogar mehr als zehn Prozent) sogenanntes „Verwaltungsvermögen“ halten, also Anteile an Kapitalgesellschaften unter 25 Prozent oder Immobilien, die Dritten zur Nutzung überlassen sind, Wertpapiere u. ä. Außerdem muss – auch wenn der Verwaltungsvermögensanteil unter 50 Prozent beträgt - dieses Vermögen bereits seit mehr als zwei Jahren der Gesellschaft gehören. Betriebsverpachtungen, Betriebsaufspaltungen, und Sonderbetriebsvermögen sind jedoch weiterhin privilegiert.

c) Auch der Umfang der gewährten Freistellung ändert sich deutlich: Bis Ende 2008 wurde ein zusätzlicher Betriebsvermögensfreibetrag von 225.000 Euro und für die darüber hinausgehenden Werte ein Abschlag von weiteren 35 Prozent gewährt. Nunmehr Nunmehr hat sich der Steuerpflichtige zunächst zu entscheiden, ob er sich an der (im Zweifel geltenden) „Normalvariante“ oder an der „ambitionierten Variante“ der Freistellung von Betriebsvermögen nach einer Schenkung oder einem Erbfall versucht:

Bei der „Normalvariante“ (bei welcher Betriebsvermögen erst bei Überschreitung von 50 Prozent Verwaltungsvermögensanteil insgesamt ausscheidet) muss er fünf Jahre lang den Betrieb fortführen (also weder aufgeben, verkaufen, seinen Anteil veräußern, wesentliches Betriebsvermögen veräußern noch Überentnahmen tätigen) und über einen Zeitraum von ebenfalls fünf Jahren im Durchschnitt jährlich nicht weniger als 80 Prozent der Anfangs-Jahreslohnsumme erreichen (es sei denn der Betrieb hätte unter 20 Arbeitnehmer). Bei einem Verkauf des Betriebs oder wesentlichen Betriebsvermögens kann er sich aber vor den Folgen der Nachversteuerung retten, wenn der Erlös innerhalb eines halben Jahres reinvestiert wird. Scheitert die Erfüllung dieser Auflagen, kommt es zu einer anteiligen Nachversteuerung, bemessen (nach dem Verhältnis des Verfehlens der Durchschnittslohnsumme bzw. dem Verhältnis der noch nicht verstrichenen Zeit des Fünf-Jahres-Zeitraums), unabhängig davon, worauf die Nichterfüllung der Auflage zurückzuführen ist. Dem Gesetzeswortlaut nach haftet bei lebzeitigen Betriebsübertragungen auch der Veräußerer für diese (häufig sehr erhebliche) nachzuerhebende Schenkungsteuer, auch wenn er die betreffenden Vorgänge nicht steuern oder gar verhindern konnte. Doch selbst wenn alle Voraussetzungen eingehalten sind, kommt es bei der „Normalvariante“ zwingend zu einer Sofortversteuerung von 15 Prozent des Betriebsvermögenswerts; zur Abmilderung wurde allerdings eine Freigrenze von 150.000 Euro, die bei darüber hinausgehenden Werten rasch abschmilzt. Bereits die Versteuerung dieser 15 Prozent, bemessen an der nunmehrigen vollen Bewertung des Betriebs, ist häufig – wie sich aus Vergleichsberechnungen ergibt – höher als die Gesamtsteuer nach altem Recht!

Bei der „ambitionierten Variante“ ergibt sich jedoch die Chance zu einer vollständigen, auch den 15prozentigen Sockel erfassenden, Freistellung. Allerdings wird diese nur bei Einhaltung erschwerter Voraussetzungen gewährt: Zum einen darf das Betriebsvermögen nicht mehr als 10 Prozent schädlichen „Verwaltungsvermögens“ enthalten, sonst kann insgesamt keine Begünstigung stattfinden. Zum weiteren verlängert sich die Frist, in der Veräußerung, Stillegung, Überentnahme etc. nicht stattfinden darf, auf sieben Jahre; dieselbe verlängerte Frist gilt auch für die Einhaltung der Lohnsumme, die zudem in diesem Fall im Durchschnitt immer 100 Prozent (nicht nur 80 Prozent) der Ausgangslohnsumme betragen muss.

4. Neuregelung der Begünstigung des selbstgenutzten Eigenheims

Erfreulich sind die in der Schlussphase der Gesetztesverhandlung noch aufgenommenen Begünstigungen des selbstgenutzten Eigenheims:

a) Wie bisher ist die lebzeitige Schenkung des selbstgenutzten Eigenheims (oder von Anteilen hieran bzw. Geldbeträgen, zweckgebunden zu dessen Erwerb) steuerfrei, unabhängig von der Größe des Objekts und unabhängig davon, wie lange es anschließend noch selbst genutzt wird. Diese gegenständliche Freistellung kann auch mehrmals während der Ehe in Anspruch genommen werden.

b) Neu ist, dass dem Grunde nach die Zuwendung eines selbstgenutzten Eigenheims an den Ehegatten auch durch Erbschaftsteuer freigestellt wird, allerdings hier unter einschränkenden Voraussetzungen: Das Objekt muss nach der Vererbung mindestens zehn Jahre lang tatsächlich selbst genutzt werden, darf also nicht vermietet oder verkauft werden. Eine vorzeitige Aufgabe der Selbstnutzung ist nur dann unschädlich, wenn sie aus Gründen erfolgt, die „höherer Gewalt“ ähneln, also etwa durch Tod, Pflegebedürftigkeit etc.

c) Neu ist weiterhin, dass Kinder (und Kinder verstorbener Kinder) ein Eigenheim steuerfrei erben können (die lebzeitige Übertragung ist insoweit nicht begünstigt), wenn sie – wie der Ehegatte oben b – dieses während zehn Jahren nach dem Erbfall selbst nutzen, es sei denn, „höhere Gewalt“ hindert sie daran. Hier ist jedoch zusätzliche, einschränkende Voraussetzung, dass die Wohnfläche des Objekts nicht über 200 m² beträgt (wird dies überschritten, tritt eine anteilige Kürzung der Freistellung ein). Die – grundsätzlich begrüßenswerte – Privilegierung des Eigenheims erschwert allerdings die Testamentsgestaltung sowie die Erbauseinandersetzung, da unterschiedliche Teile des Nachlasses doch wieder sehr abweichend besteuert werden. (Der Miterbe, der das Haus erhält und zehn Jahre selbst bewohnt, kommt steuerfrei davon, der andere Miterbe, der das Aktienpaket erhält, hat dieses voll, nur gemildert durch seinen persönlichen Freibetrag, zu versteuern!)

5. Zeitlicher Geltungsbereich

Das neue Recht findet Anwendung auf alle Schenkungen, für die die Steuer ab 01.01.2009 entsteht. Nur bei Erbschaften aufgrund von Sterbefällen zwischen dem 1.1.2007 und dem 31.12.2008  konnte der Erbe  bis Ende Juni 2009 zwischen dem alten und dem neuen Recht wählen – allerdings richten sich die Freibeträge stes weiter nach dem alten Recht !

6. Erste Einschätzung

Die „Bilanz“ fällt gemischt aus: Zu den eindeutigen Gewinnern der Reform zählen auf jeden Fall die Enkel, deren Freibetrag sich vervierfacht. sowie die eingetragenen Lebenspartner, deren Freibetrag sich von 5.200 Euro auf 500.000 Euro fast verhundertfacht. In höherem Maße als bisher werden deshalb auch Schenkungen an die Enkel in Betracht zu ziehen sein, um eine Vervielfachung der Freibeträge zu erreichen. 

Zu berücksichtigen ist auch, dass der Freibetrag der Kinder und Enkel nach jedem Elternteil gewährt wird, also eine Schenkung oder Vererbung von beiden Eltern im Regelfall vorteilhafter ist als wenn sich das Vermögen in einer Hand massiert. Es kann daher sinnvoll sein, eine „Kettenschenkung“ auf Elternebene vorzuschalten, so dass beide Elternteile in der Lage sind, ausreichendes Vermögen zu übertragen. Sie müssen jedoch in der Lage sein, zumindest einen kurzen Zeitraum frei über das Erworbene zu verfügen, dürfen also in der Weitergabe nicht gebunden sein.

Für kleinere Privatvermögen (das vielzitierte „Häuschen von Oma“) wirkt sich zwar die Erhöhung der anzusetzenden Werte von den bisherigen steuerlichen Bedarfswerten (bei Immobilien im Regelfall der 12,5fache Jahres-Netto-Mietwert, abzüglich eines halben Prozentes Altersabschlag pro Jahr seit der Errichtung, mindestens jedoch 80 Prozent des reinen Grund- und Bodenwertes) negativ aus. Dies wird allerdings durch die Erhöhung der Freibeträge kompensiert. 

In Gebieten mit sehr hohen Grundstückswerten kann jedoch der höhere Freibetrag die Anhebung der maßgeblichen Werte auf den Verkehrswert nicht ausgleichen, so dass es zu einer Mehrbelastung kommt. Behält sich der Schenker allerdings (wie häufig) Wohnungsrecht oder Nießbrauch zurück, führen diese nunmehr (da § 25 ErbStG entfallen ist) zu einem deutlichen Abzug vom Immobilienwert; erlischt der Nießbrauch durch Tod, tritt keine Nachbesteuerung ein (es sei denn der Todesfälle geschähe sehr rasch nach der Schenkung).

Zu den Verlierern der Reform zählen die Erwerber betrieblichen Vermögens. Abgesehen von Kleinstbetrieben werden sie stärker als bisher belastet: 

· durch die deutliche Erhöhung der Wertansätze (insbesondere bei Einzelunternehmen oder Personen-Handelsgesellschaften mit hohem Ertrag kann ein vielfacher Wertansatz zum Tragen kommen)

· durch die Beschränkung des begünstigungsfähigen Betriebsvermögens (Ausschluss des sog. Verwaltungsvermögens)

· sowie durch die deutlich schärferen Voraussetzungen für eine Privilegierung binnen eines Zeitraums von fünf bzw. sieben Jahren; insoweit ist darauf hinzuweisen, dass die Gründe für eine Veräußerung oder Aufgabe nicht relevant sind, also auch ein wirtschaftlicher Notfall oder eine Insolvenz nicht von der Nachzahlung der Schenkungsteuer befreien.

Meine Mitarbeiter und ich stehen Ihnen für ergänzende Informationen und eine auf Ihren Einzelfall bezogene Beratung jederzeit gern zur Verfügung. Sie erhalten hierzu auch im Notariat bzw im internet (www.notarkrauss.de) ein ausführlicheres, ca 35 Seiten umfassendes Merkblatt zum Thema „Erbschaftsteuerreform 2009“ Eingehende Darstellungen der Thematik der vorweggenommenen Erbfolge, auch in Bezug auf Beriebsvermögen, finden Sie in dem durch Notar Dr. Krauß verfassten Buch „Vermögensnachfolge in der Praxis“ (2.000 Seiten), das im März 2012 in 3. Auflage erschienen ist.  Ich bedanke mich für das in mich gesetzte Vertrauen und bin mit freundlichen Grüßen
Ihr      


(Dr. Krauß), Notar
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